
Gespräch mit Abteilungsleiter Prof. Haunhorst am 03.Februar 2026 im BMLEH in Berlin 

Die TVT hat sich um einen AntriƩsbesuch bei Abteilungsleiter Prof. Dr. Eberhard Haunhorst 

bemüht. Im Februar 2026 konnte ein passender Termin gefunden werden. Für den Vorstand 

der TVT nahmen MaƩhias Triphaus, Thomas Blaha und der Vorsitzende an dem Termin im 

BMLEH in Berlin teil. Aus Bonn waren per Video die CVO Frau Dr. Katharina Kluge und die 

Leiterin des Tierschutzreferates Frau Dr. Nicole Schertl zugeschaltet.  

Zu Beginn des ca. einstündigen Gespräches betonte der TVT-Vorsitzende die derzeiƟg rein 

poliƟsch besetzten Themen (z. B. LangzeiƩransporte in DriƩländer, Anbindehaltung Rinder) 

hier nicht anzusprechen und verwies auf die eindeuƟgen Stellungnahmen der TVT zu diesen 

Problemen.  

Angesprochen wurden folgende Themen:  

 Die schon lange geforderte Video-Überwachung in Schlachtbetrieben wird nun 

endlich umgesetzt. Ein Gesetzentwurf liegt bereits vor und wird demnächst in die 

Verbändeanhörung gehen. Der von uns angesprochene Mangel, dass derzeit diese 

Regelung nur für die Großbetriebe gelten soll, sich aber alle „Schlachthofskandale“ 

ausschließlich in den außen vor gelassenen kleineren Betrieben abgespielt haben, 

wird nicht berücksichƟgt. Es soll aber eine Möglichkeit geben, dass die zuständige 

Behörde eine Videoüberwachung in jedem Betrieb  anordnen kann.  

 

 Die Kennzeichnung und Registrierung von Hunden und Katzen ist jetzt durch das EU 

Cats & Dogs-Proposal ziemlich sicher verpflichtend beschlossen, allerdings sind die 

Umsetzungsfristen für die Länder sehr lang (Hunde 10 Jahre, Katzen 15 Jahre!). Es 

wurde angeregt, die Umsetzung zeitnah anzugehen, um die damit verbundenen 

aktuellen Probleme (z. B. Rückverfolgbarkeit FundƟere, illegaler Welpenhandel) 

schneller angehen zu können. BMLEH bestäƟgte, dass man sich mit diesem Thema 

bereits befassen würde, die Umsetzung der zu schaffenden großen Datenbanken sei 

aber schwierig und kompliziert und brauche seine Zeit.  

 

 Insbesondere im Zusammenhang mit fehlenden Ausbildungs- und Berufsordnungen 

für verschiedene gewerbsmäßige Dienstleistungen an oder mit Tieren (z. B. bei 

Hundetrainern, Verhaltenstherapeuten oder in der Tiergestützten IntervenƟon) 

müssen immer öŌer Ɵerschutzrelevante Missstände beklagt werden. Einheitliche 

Berufsordnungen sowie ReglemenƟerungen, was sich in diesem Zusammenhang z. B. 

„Akademie“ oder „InsƟtut“ nennen darf, sind seit langem überfällig. BMLEH teilt 

unsere Einschätzung, verweist in diesem Zusammenhang aber auf die Zuständigkeit 

des Bundesministeriums für Bildung und Forschung.  

 

 Inwieweit man denn nicht wenigstens eine Erweiterung der § 11 Erlaubnis um diese 

TäƟgkeiten und Dienstleistungen erreichen könnte, wurde mit Hinweis auf die 

generellen Schwierigkeiten, die sich im Zusammenhang mit dem vorgegebenen 

„BürokraƟeabbau“ bei allen neu zu schaffenden Regelungen ergeben, abgelehnt.  

 



 Auch eine bundeseinheitliche KastraƟonspflicht für Freigänger-Katzen, die es bei der 

Überarbeitung des TierSchG zumindest schon in den Entwurf geschaŏ haƩe, ist 

derzeit kein Thema im BMLEH. Zudem gab man zu bedenken, dass eine solche 

Regelung eher auf dem Ordnungsrecht basiert und daher keine primär Ɵerärztliche 

Aufgabe sei. BMLEH bat in diesem Zusammenhang um eine fachliche Stellungnahme, 

wenn das von uns anderes beurteilt wird.  

  

 Eine Überarbeitung der BMLEH Leitlinien Pferdehaltung (2009) wird es in absehbarer 

Zeit auch nicht geben. Auch hierfür wird derzeit poliƟsch keine Präferenz gesehen.   

 

 Auch die dringend erforderliche Überarbeitung der Allgemeinen 

VerwaltungsvorschriŌ zur Durchführung des Tierschutzgesetzes (AVV) aus dem Jahr 

2000 (!) wird derzeit nicht angestrebt. Für das Thema bräuchte es mindestens zwei 

zusätzliche Stellen im Tierschutzreferat, diese bei der allgemeinen Haushaltslage zu 

bekommen, sei unrealisƟsch.  

 

 BMLEH bestäƟgte, dass es derzeit offensichtlich eine IniƟaƟve der WirtschaŌ gebe, 

den gesamten Rechtsbereich der Tierversuche aus dem Zuständigkeitsbereich des 

BMLEH zu lösen und künŌig beim Bundeministerium für Forschung, Technologie und 

Raumfahrt (BMFTR) anzusiedeln. Die Vertreter der TVT sƟmmten der Auffassung des 

BMLEH zu, dass eine Verlagerung aus der Zuständigkeit des Tierschutzgesetzes 

abzulehnen ist und auf jeden Fall verhindert werden muss. Die TVT hält es allenfalls 

für sinnvoll, die die Tierversuche betreffenden Paragrafen aus dem Tierschutzgesetz 

in die Tierversuchsverordnung zu überführen, um ein einheitliches Regelwerk zu den 

Tierversuchen zu haben. Eine Herauslösung aus dem Tierschutzrecht bzw. eine 

Verselbständigung des Tierversuchsrechts lehnt die TVT weiterhin kategorisch ab.  

 

 Von Seiten der TVT wurde angeregt, die ExperƟse der TVT im Vorfeld der Be- bzw. 

Überarbeitung von Gutachten, Leitlinien etc. früher einzubinden, da die Zeit für eine 

KommenƟerung vorgelegter Entwürfe in der Regel sehr knapp bemessen ist. Sinnvoll 

erscheint es der TVT, dass die Experten der TVT bereits zu Anfang oder in einem sehr 

frühen Stadium der Bearbeitung eingebunden werden, da die TVT zahlreiche 

Experten zu den verschiedenen Themen bei ihren Mitgliedern hat. 

Wir haben dem BMLEH auch weiterhin unsere Unterstützung bei Vorhaben signalisiert, wenn 

dabei auch nennenswerte Erfolge für den Tierschutz zu erwarten sind. Um so wichƟger 

erscheint nun unsere Aufgabe, den Tierschutz durch unsere fachliche und evidenzbasierte 

Tierschutzarbeit fortzusetzen und voranzubringen.  

Andreas Franzky, 

MaƩhias Triphaus, 

Thomas Blaha 


